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Ihr Antrag auf Informationszugang nach dem Informationsfreiheisgeetz (IFG) 
vom 14.04.2021 / Ihr Widerspruch vom 10.06.2021 

Schr gcchrüiE 
auf Ihren mit Schreiben vom 10.06.2021 erhobenen Widerspruch gegen den 

Bescheid vom 14.04.2021 ergeht folgender 

Widerspruchsbescheid 

1. Ihr Widerspruch gegen den Bescheid vom 14.04.2021 (Az.: 

 2.13.04/0003#0170) wird zurückgewiesen. 

. 2. Siehaben die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen. Für das 

Widerspruchsverfahren wird eine Gebühr i. H. v. 30 Euro festgesetzt. 

DS 

Gründe: 

1. 

Mit E-Mail vom 14.04.2021 haben Sie auf Grundlage des IFG die Übersendung des 

Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten gemäß Art. 30 Datenschutz- 

Grundverordnung (DSGVO) der Datenverarbeitungsvorgänge in Zusammenhang 

mit SARS-CoV-2 beantragt. 

‚Ihr Antrag wurde mit Bescheid vom 01.06.2021 abgelehnt, da die besonderen 

Regelungen zum Zugang von Verzeichnissen von Verarbeitungstätigkeiten in Ar 

30 Abs. 4 DSGVO und | 70 Abs. 4 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) dem IFG | 

vorgehen und insoweit einen Anspruch nach dem IFG sperren, und das nach Sag 
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gewordenen DSGVO. sowie dem am a 5.05. 2o18i in Kraft getretenen BDSG nicht. 

mehr vorgesehen ist. 

Gegen diesen Bescheid erhoben Sie mit Schreiben vom 10.06.2021 fristwahrend 

Widerspruch. 

I. 

Der Widerspruch ist zulässig, aber unbegründet. 

Die bereits im Bescheid vom 01.06.2021 genannten Gründe für die Ablehnung des 

Antrags vom 14.04.2021 haben auch weiterhin Bestand. 

1. Vorrang der DSGVO und des BDSG 

Die Vorschriften der DSGVO und des BDSG sind abschließende spezialgesetzliche 

Regelungen im Sinne des 1 Abs. 3 IFG. Danach gehen Regelungen in anderen 

Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtlichen Informationen - mit Ausnahme . 

von | 29 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und | 25 Sozialgesetzbuch (SGB) 

Zehntes Buch (X) - vor. $1 Abs. 3 IFG dient der Sicherung des Vorrangs-des 

Fachrechts gegenüber dem Informationsfreiheitsgesetz. Um dies zu erreichen, wird 

das Informationsfreiheitsgesetz (nur) durch Normen verdrängt, die einen mit $ı 

Abs. ı IFG - abstrakt - identischen sachlichen Regelungsgehalt aufweisen und sich 

als abschließende Regelung verstehen (vgl. BVerwG, Urteil vom 22. März 2018 - 7 

C 30/15). | 
Das IFG stellt sich demnach als bloßes Auffanggesetz für diejenigen Sachbereiche 

. dar, in denen Regelungen zu amtlichen Informationen der Behörden und sonstigen 

pflichtigen Stellen des Bundes nicht bestehen (vgl. Schoch-IFG/Schoch, 2. Aufl. 

2016, IFG | 1 Rn. 300). Soweit es die Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten 

nach Art. 30 DSGVO betrifft, ist der Zugang nach den datenschutzrechtlichen 

Vorschriften indes abschließend geregelt, sodass eine Anwendbarkeit des IFG 

insoweit ausscheidet. 

So hat.der Verantwortliche nach Art. 30 Abs. 4 DSGVO das Verzeichnis von 

Verarbeitungstätigkeiten (nur) der Aufsichtsbehörde auf Anfrage zur Verfügung zu- 

stellen. Entsprechendes gilt nach | 70 Abs. 4 BDSG, wonach Verantwortliche auf _ 

Anforderung ihre Verzeichnisse (nur) der oder dem Bundesbeauftragten zur 

Verfügung zu stellen haben. Hinzu kommt, dass der BDSG-Gesetzgeber denin 

| 4g Abs. 2 Satz a BDSG a. F. zuvor enthaltenen Anspruch auf Zugang zu den 

Verfahrensverzeichnissen mit der Novellierung des BDSG im Rahmen der 

Umsetzung der DSGVO ersatzlos gestrichen hat. Auch sind keine Anhaltspunkte 

dafür ersichtlich, dass es sich insoweit um planwidrige Regelungslücken handeln 

könnte, da sowohl die DSGVO als auch das BDSG eine Vielzahl von individuellen 

Auskunfts- und Einsichtsrechten normieren, die verschiedenen Einsichts- und 

Auskunftsansprüche also vom Verordnungs- bzw. Gesetzgeber mitgedacht wurden 

und nicht lediglich übersehen wurde, entsprechende Regelungen zu treffen. 

Wegen der Sperrwirkung der fachlichen Regelungen i in Art. 30 DSGVO sowie | 70



Der Widerspruch war daher zurückzuweisen. 

2. Die Kosten des Widerspruchsverfahrens werden auf eine Gebühr i. H. v. 30 Euro... 

festgesetzt. 

Die Kostenlast- und Gebührenentscheidung beruht auf | 73 Abs. 3 S.3 VwGOi.V. 

m. $ 80 Abs. ı S. 3 VwVfG i. V.m. f 10 Abs. 1,3 IFGi.V.m. {1 Abs. ı 

Informationsgebührenverordnung (IFGGebV) i. V. m. Teil A Nr. 5 des Gebühren- 

und Auslagenverzeichnisses (Anlage zu | ı Abs. ı IFGGebV). Danach ist für die 

vollständige oder teilweise Zurückweisung eines Widerspruchs eine Gebühr bis zur 

' Höhe der für den angefochtenen Verwaltungsakt festgesetzten Gebühr, jedoch 

mindestens 30 Euro festzusetzen. Vorliegend war daher die Mindestgebühr i. H. v. 

30 Euro festzusetzen. 

Die Gebühr i. H. v. 30 Euro ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses 

Bescheides unter Angabe des nachfolgend angegebenen Verwendungszwecks auf 

folgendes Konto zu überweisen: 

  

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Widerspruchsbescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage . 

bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, erhoben werden. 

Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit 

qualifizierter elektronischer Signatur über das Elektronische Gerichts- und 

 Verwaltungspostfach (EGVP) an die EGVP-Adresse Verwaltungsgericht BE (safe- 

sp1-1464243915146-016123557) erhoben werden. Die Klage kann darüber hinaus 

. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 

De-Mail-Gesetz an die De-Mail-Adresse vg-berlin@egvp.de-mail.de, über das 

elektronische Anwaltspostfach oder das besondere elektronische Behördenpostfach 

erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

     ‚Im Auftrag


